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Kommentar

Von Norbert Wallet

Und wieder mal macht eine Meldung die Mi-
sere der Pflege in Deutschland überdeutlich. 
Diesmal geht es um die extrem steigenden 
Pflegekosten für Heimbewohner, die längst 
schon unzumutbare Höhen erreicht haben 
und noch immer weiter nach oben gehen.  
Aber das ist ja nur ein – wenn auch besonders 
bedrückender – Aspekt der Pflegesituation.    
Es ist so vieles hinzudenken: Dass weit über 
80 Prozent der Pflegebedürftigen in häusli-
cher Pflege betreut werden und deren Ange-
hörige, die die Last oft ganz alleine tragen, 
unter riesigem Druck stehen. Dass die Zahl 
der Pflegebedürftigen von fünf  Millionen im 
Jahre 2021 auf rund 6,8 Millionen im Jahre 
2055 ansteigen wird. Dass es beim Pflegeper-
sonal eine Lücke gibt, die je nach Modell auf 
bis zu 690 000 Fachkräfte anwachsen wird.

Es stimmt hinten und vorne nicht mehr. 
Aber die Politik handelt, als sei diese Notlage 
irgendein Alltagsproblem, das mit  üblichen 
Routinen behandelt werden kann. Dabei ist 
die Pflegemisere  eine tickende gesellschaft-
liche Zeitbombe. Der wahre Kulturkampf, 
den auszutragen wir gar nicht vermeiden 
können,  wird nicht über Gendersternchen 
oder Ernährungsgewohnheiten geführt. Er 
wird entlang einer klaren Konfliktlinie aus-
gefochten  werden müssen: Solidarität oder 
Egoismus? Sind die  großen Lebensrisiken 
von der Solidargemeinschaft abzusichern 
oder muss der Einzelne das Risiko tragen? 
Schützt der Staat die Schwachen oder sichert 
er den Freiraum für die Starken ab?    

Solidarität oder 
Egoismus
Die Debatte über soziale Gerechtigkeit 
geht erst so richtig los. Hier findet der 
eigentliche Kulturkampf statt.

Von Bettina Hartmann

Stuttgart. Zum Thema Gesundheit gibt es 
eine Flut an Informationen – doch wie weiß 
man, was für einen selbst  wichtig und richtig 
ist? Wo findet man  überhaupt Infos? Fragen 
wie diesen ist  eine Studie nachgegangen, die 
der Bosch Health Campus in Stuttgart geför-
dert hat. Die Ergebnisse sind alarmierend. 
Mehr als die Hälfte der 521 Befragten (54,7 
Prozent) hat eine geringe Gesundheitskom-
petenz,  sprich: Die Menschen in Baden-
Württemberg haben Schwierigkeiten, Infor-
mationen zu finden, zu verstehen, anzuwen-
den und zu bewerten. Damit gilt  jeder Zweite 
als  nicht ausreichend informiert. Besonders 
betroffen (75 Prozent) sind sozial Benachtei-
ligte, Ältere und chronisch Erkrankte. 

„Die Ergebnisse  sind ein Weckruf – und 
eine Bestätigung für unseren Ansatz“, be-
tont  Mark Dominik Alscher,  Geschäftsführer 

des Hilfszentrums Bosch Health Campus. Es 
gelte: Menschen mit geringer Gesundheits-
kompetenz leben nicht nur    ungesünder, 
sondern schätzen auch ihren Zustand 
schlechter ein und nutzen das Gesundheits-
system häufiger – mit  teils unnötigen Arzt-
kontakten, Krankenhausaufenthalten und 
Notfallbesuchen. „Die  Studie zeigt  deutlich: 
Wir stehen im Land vor großen Herausforde-
rungen“, sagt Landesgesundheitsminister 
Manfred Lucha (Grüne) unserer Zeitung.  

Der Hausärzteverband  fordert indes von 
den Krankenkassen  bessere Aufklärung  über 
die elektronische Patientenakte (ePA).  An-
gesichts der geringen Nutzerzahl drohe ihr 
„eine Bruchlandung“, sagt der Bundesvorsit-
zende des Verbands, Markus Beier.  Die Kas-
sen hätten ungenügend informiert. Die ePA 
bündelt digital alle Infos zur Krankenge-
schichte von Patienten. Dabei gilt: Wer keine 
möchte, muss aktiv widersprechen.

 Menschen im Land  fehlt es 
an Gesundheitswissen
Studie: Jeder Zweite  findet sich im Gesundheitswesen nicht zurecht – 
Ärzteverband befürchtet Scheitern der elektronischen Patientenakte.

Stuttgart. Dass in Baden-Württemberg 
1440 Lehrerstellen aus Versehen unbesetzt 
geblieben sind, ordnet Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann als „gravierenden 
Fehler“ mit weitreichenden Konsequenzen 
für alle Betroffenen ein. In seiner wöchentli-
chen Pressekonferenz zeigte er sich am 
Dienstag besorgt, dass dieser Fehler das Ver-
trauen der Bürger in einen funktionierenden 
Staat unterminieren kann, und versprach 
gründliche und zügige Aufklärung.  

Der Besetzung der Stellen möglichst zum 
Start des neuen  Schuljahrs am 15. September 
räumte der grüne Regierungschef höchste 
Priorität ein. Auch wenn die Mittel im Etat 
des Kultusministeriums nicht eingeplant 
seien, stehe die Finanzierung nicht in   Frage. 
Sie erfolge aus einem Topf  der allgemeinen 
Finanzverwaltung. luß

Kretschmann 
räumt großen 
Fehler ein 
Der Ministerpräsident will 1440 
zusätzliche Lehrer möglichst zum 
Schulstart im September einstellen. 

Stuttgart/Ditzingen. Zwei Jugendliche 
haben sich im Landkreis Ludwigsburg eine 
Verfolgungsfahrt mit der Polizei geliefert 
und dabei einen schweren Unfall gebaut. 
Beide wurden laut Polizei leicht verletzt. Ers-
ten Erkenntnissen zufolge saß ein 13-Jähri-
ger am Steuer. Den Wagen soll er in der Nacht 
zusammen mit einem 15-Jährigen in Stutt-
gart geklaut haben. Laut einer Polizeispre-
cherin stand  der Wagen an der Straße.  Die 
Verfolgungsjagd führte demnach über die 
Bundesstraße 295 bis nach Ditzingen. 

Die Sprecherin sagte, dass beide bereits 
polizeibekannt seien. Mögliche Konsequen-
zen für die Jugendlichen seien bisher nicht 
absehbar, zumal der 13-Jährige rechtlich 
noch nicht strafmündig ist. dpa

13-Jähriger flieht im 
Auto vor der  Polizei

Wetter

Mittags 25° | Nachts 13°
Sonne und Wolken im Wech-
sel, dabei bleibt es trocken
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Stuttgart. Die Pflege im Heim wird  immer 
teurer: Im Südwesten müssen Bewohnerin-
nen und Bewohner noch mehr aus eigener 
Tasche zahlen als im Bundesdurchschnitt. 
Wie eine Auswertung ergab, waren  am 1. Juli 
im Land im ersten Aufenthaltsjahr durch-
schnittlich 3400 Euro zu überweisen –  220 
Euro mehr als zum 1. Juli 2024. Nur in Bre-
men (3449 Euro), NRW (3427 Euro) und Saar-
land (3403 Euro) waren die Kosten höher.

Sozialexperten sind besorgt. „Die 92 000 
Pflegeheimbewohner im Südwesten   ersti-
cken unter der Kostenlawine“, sagt Eugen 
Brysch von der  Deutschen Stiftung Patien-
tenschutz. Florian Wahl von der SPD-Land-
tagsfraktion fordert: „Wir brauchen  höhere 
Landeszuschüsse für die Pflege.“ dpa/ang
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Kostenspirale für 
Pflege im Heim 
dreht sich weiter
Für Pflegebedürftige werden die 
finanziellen Belastungen immer höher. 
Im Südwesten ist es besonders teuer.

Von Annika Grah

Stuttgart. Die viel zitierte Brandmau-
er scheint bei den Wählerinnen und 
Wählern im Land an Bedeutung zu 
verlieren. 21 Prozent der Befragten 
im aktuellen BaWü-Check finden,  
CDU und AfD sollten nach der Land-
tagswahl 2026 gemeinsam regieren 
– trotz der Einstufung der Partei als 
rechtsextremistischer Verdachtsfall 
durch den Verfassungsschutz. Eine 
Beschwerde der AfD hat das Bundes-
verwaltungsgericht in Leipzig jetzt zu-
rückgewiesen. 

Eine  Umfrage des Instituts für Demoskopie 
in Allensbach im Auftrag der baden-württem-
bergischen Tageszeitungen ergab, dass  ein  
Bündnis von  CDU und Grünen  am beliebtesten 
wäre. 23 Prozent wären für eine Fortsetzung. Das 
passt zur Schulnote 3,1, die die Befragten der ak-
tuellen Landesregierung geben würden. 

Werden die Menschen gefragt, ob sie für eine 
Zusammenarbeit oder eine Koalition mit der 

AfD sind, fällt das Bild noch diffe-
renzierter aus. Hier zeigen sich  13 
Prozent offen für eine Koalition, 
29 Prozent wären für eine Zusam-
menarbeit mit der AfD und 46 
Prozent finden, dass die anderen 
Parteien das ausschließen sollten.  
Tatsächlich haben alle Fraktions-
chefs der im Landtag vertretenen 

Parteien der Zusammenarbeit  eine Absage er-
teilt.  Manuel Hagel hatte im Mai bei seiner Wahl 
zum CDU-Spitzenkandidaten gesagt: „Mit die-
ser Partei haben wir nichts zu tun und mit dieser 
Partei gibt es für uns keine Zusammenarbeit.“ 

 Im BaWü-Check liegt die CDU  mit 33 Prozent  
vorn. Die Grünen folgen mit 27 Prozent vor der 
AfD (23 Prozent). 17 Prozent können sich 
vorstellen, der SPD ihre Stimme zu ge-
ben, bei der Linken sind es 11 Prozent, 
bei der FDP 9 Prozent.  Die Ergebnis-
se sind  nicht als klassische Sonn-
tagsfrage, sondern als Potenziale 
bei den Wählern zu lesen. Die Be-
fragten konnten    mehrere Parteien 
nennen. Jeder Dritte  nenne zur-
zeit noch mehrere Parteien, die für 
ihn in Betracht kommen, so die Au-
toren der Umfrage. Das Urteil über 
den scheidenden Ministerpräsiden-
ten Winfried Kretschmann (Grüne) 
fällt milde aus. Gut die Hälfte der Befrag-
ten findet, dass er  gut regiert hat. 
Leitartikel

Umfrage: Jeder Fünfte fände 
Koalition von CDU und AfD gut

BaWü-Check Fast jeder Vierte  ist dafür, dass CDU und Grüne nach der Landtagswahl 2026 
weiterregieren. Befragte fällen mildes Urteil über Winfried Kretschmanns Amtszeit. 

Wunschkoalitionen
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„Wenn keine Partei alleine regieren kann,
welche Parteien sollten dann – wenn es
nach Ihnen ginge – zusammen die
Regierung übernehmen?“
Angaben in Prozent
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BaWü-
Check

Stuttgart. Die Absage der Stuttgarter 
Christdemokraten für den Christopher-
Street-Day an diesem  Samstag hat Aufre-
gung ausgelöst. Aus der queeren Community 
kam   massive Kritik, auch Landtagspräsiden-
tin Muhterem Aras (Grüne) äußerte Unver-
ständnis. Der Rückzug der CDU sei „ein Zei-
chen der Entsolidarisierung“, sagte sie. Der 
Stuttgarter CDU-Kreischef  Max Mörseburg 
reagierte prompt:  „Die Vorwürfe der Entsoli-
darisierung durch die Landtagspräsidentin 
sind lächerlich“, sagte er. 

 CDU-Fraktionschef Alexander Kotz be-
gründete den Rückzug nach zehn Jahren Be-
teiligung  mit zu hohen Kosten für den Truck. 
Doch auch auf das Angebot der Veranstalter, 
kostenlos als Fußgruppe mitzulaufen,  gin-
gen die CDU-Mitglieder nicht ein. ubo

Scharfe Kritik 
an CDU nach 
CSD-Absage
Landtagspräsidentin Aras wirft den 
Christdemokraten Entsolidarisierung 
mit der queeren Gemeinschaft vor.

Stuttgart. Die Entscheidung der Stutt-
gart-21-Projektpartner, die Inbetriebnahme 
des neuen Bahnknotens zwischen Dezember 
2026  und November 2027 fast über ein Jahr 
lang hinzuziehen, stößt bei Stadt und Region 
auf ein geteiltes Echo. Bei einer gemeinsa-
men Sitzung von Stadt- und Regionalräten 
wurde einerseits das Konzept als vernünftig 
gelobt. Andere Stimmen wiesen daraufhin, 
dass  Pendlern zwei weitere  anstrengende 
Jahre ins Haus stehen. mil

Neues S-21-Konzept:  
Lob und Kritik 

Stuttgart. Im Betrugsprozess gegen 
„Querdenken“-Initiator Michael Ballweg 
fordert die Staatsanwaltschaft eine Frei-
heitsstrafe von drei Jahren. Der Angeklagte 
werde als Opfer inszeniert, sehe sich selbst 
als Märtyrer an im Kampf gegen einen Un-
rechtsstaat, sagte die Staatsanwältin in 
Stuttgart. „In Wahrheit steht ein gewöhnli-
cher Angeklagter vor Gericht.“ Neben der 
Freiheitsstrafe fordert die Anklagebehörde 
die Einziehung von mehr als einer halben 
Million Euro. Ballweg soll das Geld  für seine 
Bewegung eingeworben, aber für eigene 
Zwecke verwendet haben.

Ballwegs Verteidiger hingegen plädierten 
auf Freispruch und Haftentschädigung für 
den 50-jährigen Unternehmer.  Das Urteil 
soll am 31. Juli fallen. dpa

Staatsanwältin: 
Ballweg wird als 
Opfer inszeniert
Prozess gegen  „Querdenken“-Gründer 
geht zu Ende. Anklage fordert drei 
Jahre Freiheitsstrafe wegen Betrug.


